
2) 29. November 1927. (11242/27). ROZ. 119, S. 156).

Cuntze-Bernelmans Abkommen.

i. Die Zahlungen des Reichs auf Ansprüche deutscher Verkäufer und
Unternehmer aus Reparationslielerungsverträgen auf Grund des sogenann-
ten Cuntze-Bewielmans Abkommens VOM 2. Juni 1922 sind in gewiSsem
Umfange ausgesetzt. Die Ansprüche können insoweit nicht gerichtlich
geltend gemacht werden.

1

2. Das in dem Schlußprotokoll der Londoner Konferenz vom 16.
August 1924 enthaltene Abkommen enthält deutsches innerstaatliches Recht.
%6w -

I

Tatbestand. Die Klägerin. hat im Rahmen des sog. Cuntze-
Bemehnans-Abkommens von! 2. Juni 1922 - RGBI. 11 S. 638 ff

-
-

mit der Regierung des Königreichs.der Serben, Kroaten und Slowe4en,
vertreten durch die serbische Reparationskommission in Wiesbaden
am 16. Juni 1923 einen Liefervertrag abgeschlossen. Geliefert werden
sollte in. Teillefstungen von September 1923 bis Ende Januar 1924.
Das. Reich leistete die vertraglich vorgesehene Vorauszahlung am

21. August 1923 in Papiermark auf Reparationsscheck. Ende Sep-
tember T923 machte Klägerin darauf die erste Teillieferung.. Dabei
blieb es auch. Das Reich lehnte weitere Zahlungen ab; Ver-

handlungen der Klägerin mit der serbischen Regierung verliefen frucht-
los. Sie hat deshalb im Lauf des Jahres 1924 die nicht zur Abhe-

ferung gelangte Ware- freihändig und, wie sie behauptet,.bestmöglich
anderweit verkauft und, verlangt nunmehr vom Reich den ihr durch
dessen Zahlungsweigerung und, die hierdurch vereitelte Vertragsaus--
führung erwachsenen&quot; effektiven Schaden. j)ie Klägerin macht
hierzu noch, weiter geltend, der Vertrag, welcher die Klausel enthalten

habe, daß die Zahlung durch die deutsche -Regierung erfolgen,solle&apos;,
sei von dem Reichskommissar. für Ausführung von Aufbauarbeiten

&apos;

am 3. August 1923 genehmigt und damit die Zahlungspflicht des Reichs
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ausdrücklich übernommen und anerkannt *oiden; eine solche, Aner+
kennung ergebe sich auch aus der nachher von dem Reich geleisteten
,Teilzahlung. Der Beklagte ist der Klage&apos;,,entgegengetreten. Er hat
unter- Berufung auf § 5 der Verordnung über clie Aussetzung der
Zahlungen -auf Sachlieferungen vom 29., Oktober 1923 - RGBI. II
S- 405 - in erster Linie den Einwand der Unzulässigkeit des Rechts-
wegs erhoben, in zweiter Linie auch seine PassivlegitimatiOn bestritten;
nach Art. io Ziffi 2 und 5 des Cunt,-eBemelmans7Abkommens habe
das Reich lediglich die Verpflichtung übernommen, die von dem. Lie-
feranten mit dem Besteller vereinbarten Zahlungen an ersteren zu

-entrichten; die Stellung des Reichs sei nur diejenige.,einer Bank;, mit
der Abnahme der Lieferung durch den Besteller habe es nichts zu tun
und könne daher auch: nicht. für die durch Nichtabnahme der. Rest-
liefei-ung entstandenen Schäden und Kosten in Anspruch genommen
werden. Die Klägerin berief sich demgegenüber darauf, daß die Ver-
ordnung vom 29. Oktober 1923 durch das Londoner Abkommen vom

30. AUgUSt -1923 aufgehoben worden sei; im übrigen liege eine Schuldm-
übernahmedurch das Reich vor, aus der sich ohne weiteres auch seine
Schadenshaftung ergebe.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen, weil der Rechtsweg
unzulässig sei.

Die Revision hiergegen ist vom Reichsgericht zurückgewiesen
worden aus folgenden

Gründen: lDie nach Teil VIII des&apos;Versailler Vertrags dem Reich
obliegenden Sachlieferungen wurden ursprünglich in der Weise bewirkt,
-daß das Reich die fraglichen Waren entweder im freien Verkehr erwarb
oder sie auf Grund der Bestimmungen des Ausführungsgesetzes zum

Friedensvertrag vom 31. August ig:ig (II. Abschn. §§ 4 flg.) durch Ven-
fügung von hoher Hand anforderte, und sie dann Reparationskom--
mission zur Verteilung an die Gläubigerstaaten übergeben ließ.- Die
Bezahlung und Abfindung der deutschen Lieferanten war ausschließlich
-Sache des Reichs. -In der Folge brachten das Wiesbadener Abkommen
vom 6. Oktober 1921, im besonderen aber das.sog. Cuntze-Bemelmansa.
Abkommen VOM 2. Juni Ig22(beide Abkommen erlangten durch daS
Gesetz betreffend die Anwendung der Verträge zwischen dem Deutschen
Reich und Frankreich u. S. W. VOM 29. Juni 1922 auch innerstaatliche Ver-
bindlichkeit) erhebliche Abänderungen insofern, als Sachleistungen, wie sie
der Friedensvertrag im Auge hatte, nunmehr auch auf Grund privatrecht&apos;-
licher Verträge zwischen deutschen Staatsangehörigen und Angehörigen
der alliierten und assoziierten Mächte erfolgen konnten. Mit den Voraus
setzungen, dem Inhalt und den Rechtswirkungen solcher Verträge be-
faßt sich namentlich das Cuntze-Bemelmans-Abkommen nebst Anlagen,
das zwischen der Deutschen Regierung und der Reparatio:&apos;nskommission
abgeschlossen worden ist und den beteiligten alliierten Regierungen
freistellt, ob sie für die von ihnen angeforderten Sachleistungen diesem
Abkommen beitreten wollen. Unter den alliierten Mächten, die ihren
Beitritt erklärt haben, befindet sich laut Bekanntmachung vom 15. März
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-1923 auch das Königreich der Serben, Kroaten und Slowenen. Wäh-
rend durch Bekanntmachung,vom 13. Januar 1923 im Verhältnis zu

Frankreich und Belgien infolge des Ruhreinbruchs die Durchführung
der Sachlieferungsverträge einstweilen eingestellt wurde (wieder auf-

gehoben durch Bekanntmachung vom 28. September 1923, ist Serbien

gegenüber eine solche allgemeine Einstellung nicht erfolgt. Insoweit
griff nur die Bekanntmachung vom ii. August 1923 ein, welche die vor-

laufige Einstellung der Reparations-Sachleistungen nach dem Cuntze-
Bemelmans-Abkommen für solche Verträge anordnete, die nicht bis
zum ii. August 1923 entweder durch Fristablauf endgültig geworden,
-oder. von der Repar. der Deutschen Kriegslasten-
kommission in Paris als endgültig genehmigt bekanntgegeben worden

-waren. Keine dieser Voraussetzungen trifft hier zu. Wohl aber handelt

es sich unbestrittenermaßen um einen Sachlieferungsvertrag, der auf
.Grund des Cuntze-Bemelmans-Abkommens zwischen der in Deutsch-
.land ansässigen. und den deutschen. Gesetzen unterliegenden Klägerin
-und der Regierung des Königrpichs der Serben, Kroaten und Slowenen
zustande gekommen ist. Solche Verträge werden nach rein privatrecht7

1); si&apos;lichen Grundsätzen abgeschlossen (Art. VIII des Abkommens e

müssen nur u. a. die Klausel enthalten, daß die Beteiligten mit der Zah-

lung über Reparationskonto einverstanden sind. Die. Verträge sind
-dann binnen, einer Frist von 14 Tagen der Reparationskommission zur

Genehmigung vorzulegen, die sie alsbald der Deutschen Regierung zu-

stellt. Die Zustellung hat die Bedeutung der vorläufigen Genehmigung;
jetztere wird binnen 14 Tagen endgültig, falls nicht eine der beteiligten
Regierungen einen begründeten Antrag auf Aufhebung bei der Repara-
tionskommission stellt, der aber nur auf ganz bestimmte Gründe gestützt
-werden kann. Der Vertragselbst wird und bleibt, wie ein gewöhnliches
-Privatrechtsgeschäft mit seinem Abschluß wirksam, und zwar auch dann,
wenn die Genehmigung aufgehoben wird, vorbehaltlich einer gegen-
teiligen Parteiabmachung (Art. IX Abs. 1,2, 3, 7, 8 des Cuntze-Bemel-

mans-Abkommens). Das Reich ist demnach beim Abschluß der Ver-

-träge selbst,in keiner Weise beteiligt. Es kann gegebenenfalls seine

Verpflichtung zur Zahlung über, Reparationskontlo durch begründeten
Widerspruch ausschließen.

Uber die Wirkung der endgültigen Genehmigung des Vertrags
durch die Reparationskommission bestimmt Art. X Nr. 2 des Cuntze-
--Bemelmans-Abkommens noch Folgendes: eDie deutsche Regierung
übernimmt unverzüglich alle dem alliierten Staatsangehörigen gegen-
-über dem Deutschen Staatsangehörigen erwachsenden finanziellen Ver-

--pflichtungen zu den vereinbarten Zahlungsterminen vorbehaltlich der
in Art. VII vorgesehenen Barzahlungen. Im übrigen wird der Vertrag
.ausschließlich zwischen den Vertragsparteien ausgeführt, die unter-

,einander durch die Bedingungen dieses Vertrags vollständig gebunden
sind. Dem Reich wird der Gegenwert der geleisteten Zahlungen in Gold-
,mark von der Reparationskommission zu Lasten der beteiligten Re-

..gierung gutgeschrieben. Zur. Erleichterung der Durchführung der
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Nr. &apos;-- und 3 des Art. X trifft Art. XII in Verbindung mit den Anlagen
C und D des Abkommens weitere Bestimmungen. Hiernach hat das
Reich seine Zahlungen in der Weise zu bewerkstelligen, daß es Schecks &apos;-
die nach bestimmtem Muster auf ein oder mehrere von ihm ausgewählte
Bankinstitute ausgestellt sind, rechtzeitig der beteiligten Regierung
übermittelt, die sie dem Besteller ausfolgt. Dieser hat sich ausschließlich
mit der beteiligten Regierung finanziell auseinanderzusetzen (Art.. X
Nr. 4). Er übersendet den Scheck seinem deutschen. Vertragsgegner,&quot;.
der ihn dem bezeichneten Bankinstitut zur Einlösung für Rechnung des
Reichs vorlegt (Anl. D zum Cuntze-Bemelmans-Abkommen Nr. I bis-
III). Das Reich trägt nach Art. XII, Abs. 3 allein die Verantwortung
für alle Folgen des Unterbleibens einer.ZahlUng.

Aus diesen Bestimmungen will die Klägerin, obwohl es wegen des
Kaufpreisrestes nicht mehr zur Ausstellung undAusfolgung eines Schecks
an sie gekommen ist, einen unmittelbaren Anspruch gegen das Reich auf
Zahlung des Kaufpreiges oder Werklohns herleiten und aus der Nicht-
erfüllung dieses Anspruchs das Reich auf Ersatz des ihr erwachsenen
Schadens haftbar machen. Es ist der Klägerin zuzugeben, daß ein solcher
Anspruch, wenn er bestünde, allerdings rein privatrechtlichen Charakter
hätte. Er würde sich auf einen bürgerlichrechtlichen Vertrag stützen, bei
dem das Reich auf Grund des durch das Gesetz VOM 29. Juni 1922 auch
innerstaatlich verbindlich gewordenen Cuntze-Bemelmans-Abkommens
die dem Käufer obliegenden Zahlungspflichten zu erfüllen hätte. Für
diesen Anspruch wären seiner Natur -nach, da er auf einem privatrecht--
lichen Geschäft beruhen würde, die bürgerlichen Gerich&apos;te zuständig
fl 13 GVG.). Eswürdesichdabeinirgendsumeinauf-dieUnterwerfung
unter die öffentliche Gewalt begründetes oder hierwegen besonders aus-

gestaltetes Verhältnis handeln. Eine abweichende gesetzliche Regelung
ist insoweit, abgesehen von der. Verordnung vom 29. Oktober 1923,
ebenfalls nicht getroffen, wird auch vom Beklagten, selbst nicht behaup-
tet. Die Vorfrage, ob nach der Rechtsgrundlage des geltendgemac&apos;hten
Anspruchs an und für sich der Rechtsweg zulässig ist, muß demnach be-
jaht werden. Insoweit hat das Reich auch keine Einwendungen erhoben.
Es stützt vielmehr den Einwand der Unzulässigkeit des Rechtswegs
.auf § 5 der Verordung über Aussetzung der Zahlungen auf Sachliefe-

rungen vom 29. Oktober / 6. Dezember 194, RGBL II- S. 4o6/435 (vgl.
&quot;auch die Verordnung über Aussetzung der Zahlungen auf Sachlieferun-

der Unterlieferanten vom 6. Februar 1924, RGBL II S. 39). Nach
,der Verordnung VOM 29. Oktober 1923/6. Dezember 1923 werden aus-

gesetzt alle Zahlungen des Reichs auf Grund von Verträgen, die abge-
.schlossen, sind zur Durchführung von Sachlieferungen in Erfüllung,des
Yersailler Vertrages, lind seiner Zusatzabkommen zwischen einer im
Reichsgebiet ansässigen Person oder Firma und a) der Regierung,oder
,einem Angehörigen eines alliierten. und assoziierten Staates, b) einer
Reichsstelle, insbesondere dem Reichskommissariat für, Reparations&quot;
lieferungen.
-

Der Vertrag, auf den Klägerin ihre Ansprüche. gegen das Reich
13*
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stützen will, fällt unstreitig unter §,i a der Verordnung. § -. das. sieht

nun weiter vor, daß das Reich, soweit die in § i Abs., i a genannten
Verträge noch nicht oder noch nicht vollständig erfüllt sind, binnen. einer&apos;.

Frist von 5 Wochen (durch die Verordnung vom 6. Dezember 1923 uni

weitere 6 Wochen verlängert) verlangen kann, der Lieferungspflichtige:
habe nicht an den Besteller, sondern zu den Vertragsbedingungen an-

das Reich zu liefern, mit der Maßgabe, daß dann die für den freien Sach-.

lieferungsverkehr vorgesehene Zahlweise außer Kraft tritt. und das

Reich unmittelbar&apos;an den Lieferpflichtigen zu zahlen hat, eine Zahlungs-
pflicht, auf die sich das Moratorium des§ i Abs. i der Verordnung nach der-

ausdrücklichen Vorschrift&apos;, des,.. Abs. 4 ebendaselbst nicht erstreckt.-

Außer Streit ist, daß das Reich von der Befugnis des § -- der Verordnung-,
keinen Gebrauch gemacht hat. Es blieb demnach bei der Zahlungs-
aussetzung. Diese ist nach, der Verordnung nicht befristet, insbesondere.,&apos;
wie sich aus den § § 2 und 3 verglichen mit § i Abs. i und 3 der Verordnung
ergibt&apos;nicht beschränkt;auf die Fristen. Von 5 oder weiteren 6 Wochen.

Die Verordnung, die auf Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 13. Ok-

tober 1923 rechtsgültig erlassen und inhaltlich durch dieses Gesetz ge-
deckt ist, verlor auch nicht etwa um deswillen ihre Gültigkeit&quot; weil das

-

Ermächtigungsgesetz, das von vornherein zeitlich auf die damalige.
Reichsregierung. oder ihre parteipolitische

-

Zusammensetzung beschränkt

war, später durch den Wegfall di&apos;eser Voraussetzung außer Kraft getreten-
ist. Vielmehr behielten die auf Grund des Ermächtigungsgesetzes ge-
tröffenen Anordnungen und Verordnungen nach wie vor ihre Gültigkeit
RGZ. 107 S- 315 13191 Bd. iii S. 291). Ausdrücklich ist die Verordnung
vom 29. Oktober 1923 nirgends aufgehoben (anders bei der&apos;Verordnung-
über Aussetzung der Zahlungen zur Erstattung der von der englischen-
Regierung erhobenen Reparationsabgabe vom 15. November 1923, RGBL

IIS*411 und bei der Verordnung VOM&apos;I2. Februar 1924, die beide durch-

die Verordnung vOm 3. März 1924, RGBI. II S. 62, aufgehoben worden.

sind). Ist aber die Verordnung VOM 29. Oktober 1923 noch in Kraft,
so hat nicht nur ihr §, i: mit seinem Zahlungsmoratoriuml sondern auch-

ihr § 5 noch Geltung, wonach Ansprüche, deren Erfüllung ausgesetzt ist,
weder gerichtlich noch außergerichtlich geltend gemacht werden können-

und aus der Zahlungsaussetzung selbst keinerlei Ansprüche gegen das.

Reich entstehen. Für einen Anspruch aber, dessen gerichtliche Geltend-

machung ausgeschlossen ist, der also, sei es--überhaupt, sei es zeitweilig-
vor den&apos; Gerichten nicht eingeklagt werden,kann, ist eben damit der-

Rechtsweg ausgeschlossen. Dieser Ausschluß. bezieht sich nicht&apos; nur-

auf den Erfüllungsanspruch selbst, sondern ohne weiteres auch auf den-

an seine Stelle tretenden Schadensersatzanspruch wegen Nichterfüllung.
Die Klägerin will die Aufhebung der Verordnung VOM 29. Oktober-

19223 aus dem Schlueprotokoll der Londoner Konferenz vom 16.August
1924 nebst Anlagen herleiten. Das Landgericht hält dem entgegen, daß

dieses Abkommen nur völkerrechtliche Bedeutung habe&apos;und deshalh
schon an und für sich die Gültigkeit und den Fortbestand,innerstaat-
licher Gesetze nicht berühre, zu den,än auch Rechtsver.Ordnungert
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zählten. Der erste Richter übersieht dabei aber,- daß:die auf,jener Kon-
ferenz, getroffenen - Vereinbarungen dur.eh das Gesetz vom 30. August

!Bl. II S.; 289), d&apos; s laut Verordnung v elben Tag (RGBI. IIei924 a Oms

S. 358) mit dem i. September 1924 in Kraft trat, auch, innerstaatliche
Wirkung erlangt haben. Das Londoner Abkommen ist damit inner-
deutsches Recht* geworden.. ..Soweit seine nach,,Inhalt,
Zweck und Fassung.ohne weiteres&quot; d. b. ohne daß es noch eines Weiteren
völker- und staatsrechtlichen Aktes bedarf, rechtliche- Folgen auszulösen
geeignet sind, kann sich auch der einzelne darauf berufen (RGZ. Bd. 117
-S- 2.84)- Allein im Ergebnis ist dem.Landgericht beizutreten. Wohl
befassen sich Dawesplan (Teil I Nr. XI a und b, Nr..XII)&apos;und&gt;,das-Lon-
doner Abkommen (Anl. I&apos;und II) auch mit den Reparations-Sa;ch-
leistungen und im besonderen. behandelt die am i. Mai 1925 in %Geltung
getretene,Verfahrensvorschrift für Sachleistungen (vgl. Cuntze, Das
neue SachleistUngsverfahrennach dem Londoner Protokoll S. iog flg.)
in Titel VIII die nach dem CUntze-Bemelmans&apos;-Abkommen geschlossenen
Verträge. Allein nirgends bietet sich ein Anhaltspunkt dafür, daß die
Verordnung vom 29., Oktober 1923 aufgehoben sein soll und ihre Weiter-
geltung mit der neuen Regelung unvereinbar,wäre. Titel VIII Nr. i

Verfahrensvorschrift unterscheidet bei den auf Grund des
Cuntie-Bemelmanns-Abkommens geschlossenen Verträgen, ob es zu einem

-

Nachtragsvertrag.über ihre Ausführung gekommen ist oder&apos;nicht. Er
sterenfalls ist. das Reich den deutschen Lieferanten gegenüber von jeder.
Haftung, für. die Zahlung geradeso befreit, W e dies bei sonstigen Sachwi

lieferungsverträgen nach dem Londoner Abkommen oder dem Dawes-
plan in Verbindung mit der Verfahrensvorschrift vom i. Mai gilt.
Die Haftungtrifft dann die beteiligte Gläubigerregierung und die Zah-

lungen erfolgen nach Titel IX. der Verfa4rensvOrschrift. Ist, wie hier
4ein. Nachtragsvertrag geschlossen,. so werden die ursprünglichen Ver-

träge eals annulliert angesehen# (Titel VIII Nr. i: der Verfahrensvor-
schrift). Aus dieser Art der Regelung läßt sich gegen den Fortbes&apos;tand
der yerordnung VOM 29. Oktober 1923 kein Bedenken herleiten.
- Es muß dehalb bei der Unzulässigkeit des Rechtswegs sein. Be-
wenden haben-..
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